
Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungs-
beschluss und das Inkrafttreten des Be-
bauungsplans Nr. 702 - Paul-Reusch-Stra-
ße / Marktstraße / Wörthstraße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.12.2016
den Bebauungsplan Nr. 702 - Paul-Reusch-Straße /
Marktstraße / Wörthstraße - in der Fassung vom
01.08.2016 als Satzung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I,
S. 1722), und § 7 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496).

In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem Be-
bauungsplan Nr. 702 beigefügte Begründung (inkl.
Umweltbericht) in der Fassung vom 01.08.2016 als
Entscheidungsbegründung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Oberhausen,
Flur 32, und wird wie folgt umgrenzt:

Westliche Seite der Paul-Reusch-Straße; nördliche
Grenze des Flurstücks Nr. 857; abknickend zur nörd-
lichen Seite der Marktstraße; nördliche Seite der
Marktstraße; östliche Grenze des Flurstücks Nr. 91;
am südöstlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 91
abknickend zum nordöstlichsten Grenzpunkt des
Flurstücks Nr. 80; östliche Grenzen der Flurstücke Nr.
80 und 79; südliche Grenze des Flurstücks Nr. 79;
westliche Seite der Wörthstraße; südliche Grenze des
Flurstücks Nr. 852; ca. 7,0 m entlang der westlichen
Grenze des Flurstücks Nr. 852; südliche Grenze des
Flurstücks Nr. 800; ca. 9,0 m entlang der westlichen
Grenze des Flurstücks Nr. 800; südliche Grenze des
Flurstücks Nr. 819 und deren Verlängerung bis zur
westlichen Seite der Lothringer Straße, westliche
Seite der Lothringer Straße; nördliche und westliche
Grenze des Flurstücks Nr. 35; ca. 4,7 m entlang der
westlichen Grenze des Flurstücks Nr. 34; südliche
Grenze des Flurstücks Nr. 9 und deren Verlängerung
bis zur westlichen Seite der Paul-Reusch-Straße.

Der Bebauungsplan Nr. 702 - Paul-Reusch-Straße /
Marktstraße / Wörthstraße - liegt mit Begründung ein-
schließlich Umweltbericht und zusammenfassender
Erklärung vom Tage der Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung an im Technischen Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A
004, während der nachstehend genannten Öffnungs-
zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:
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Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr 

Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO) 

Der vom Rat der Stadt am 19.12.2016 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 702 
- Paul-Reusch-Straße / Marktstraße / Wörthstraße -
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser
Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 702 
- Paul-Reusch-Straße / Marktstraße / Wörthstraße -
gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
Kraft.

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015
(BGBl. I, S. 1722), über die Entschädigung von
durch den Bebauungsplan eintretenden Ver-
mögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und
das Erlöschen entsprechender Entschädigungs-
ansprüche wird hingewiesen.

Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die vorbezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.

2. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

3. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV.
NRW.2015, S. 496), können Verletzungen von
Verfahrens- oder Formvorschriften gegen diese
Satzung / sonstige ortsrechtliche Bestimmung
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Dokuments
des Bebauungsplans Nr. 702 - Paul-Reusch-Straße /
Marktstraße / Wörthstraße - stimmt mit dem Ratsbe-
schluss vom 19.12.2016 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 der
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung -
BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 / SGV.
NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verordnung vom
05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 03.01.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
702 - Paul-Reusch-Straße / Marktstraße / Wörthstraße -

Das Plangebiet ist zu etwa gleichen Teilen als Kerngebiet
und als Mischgebiet festgesetzt worden. Für die Misch-
und Kerngebiete sind Lotterie- und Wettannahmestellen,
Vergnügungsstätten sowie Anlagen und Betriebe, die ge-
werblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und
Darbietungen dienen, textlich ausgeschlossen bzw. ein-
geschränkt. Die Zulässigkeit von Gartenbaubetrieben
und Tankstellen ist auf Ausnahmefälle beschränkt. Für
einen Teil der Kerngebiete wurden außerdem Maßgaben
für Wohnnutzungen vorgegeben.

Des Weiteren sind gestalterische Festsetzungen zu
Werbeanlagen integriert, die z. B. das großflächige Ab-
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decken, Abkleben, Anstreichen und dergleichen von
Schaufenstern ausschließen.

Die Zulässigkeit von Vorhaben in Bezug auf das Maß der
baulichen Nutzung, die Bauweise und die überbaubaren
Grundstücksflächen müssen sich nach § 34 BauGB richten
(einfacher Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 3 BauGB). Auf
diese Weise kann der weiteren baulichen Entwicklung ein
Spielraum eingeräumt werden, dessen Grenzen durch die
bestehende Bebauung definiert werden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung inkl. Um-
weltbericht) sind auch im Internet unter www.o-sp.de/ober-
hausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Verkleinerung
des Plangebietes und die öffentliche Aus-
legung des Entwurfs des Bebauungsplans
Nr. 715 - Kirchhellener Straße / Hirsch-
straße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.12.2016
beschlossen, das Plangebiet des Bebauungsplans
Nr. 715 zu verkleinern.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade,
Flur 12 und 14, und wird nunmehr wie folgt umgrenzt:

Südöstliche Seite der Kirchhellener Straße; nördliche
Grenzen der Flurstücke Nr. 605, 604, 603 und 482,
Flur 12; abknickend zur nördlichen Grenze des Flur-
stücks Nr. 528, Flur 12; nördliche Grenzen der Flur-
stücke Nr. 528, 579 und 580, Flur 12; westliche Para-
llele von 10,0 m zur westlichen Grenze des Flurstücks
Nr. 533, Flur 12; nördliche Parallele von 10,0 m zur
südlichen Grenze der Flurstücke Nr. 579 und 376, Flur

12; nach 124 m rechtwinklig abknickend zu einer nörd-
lichen Parallele von 30,0 m zur südlichen Grenze des
Flurstücks Nr. 383, Flur 12; nördliche Parallele von
30,0 m zur südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 383,
Flur 12; nach 90,0 m rechtwinklig abknickend zu einer
nördlichen Parallele von 30,0 m zur südlichen Grenze
des Flurstücks Nr. 467, Flur 14; nördliche Parallele von
30,0 m zur südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 467,
Flur 14; östliche Parallele von 30,0 m zur westlichen
Grenze des Flurstücks Nr. 467, Flur 14.

Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 i. V. mit § 9 Abs.
2 a und § 13 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S.
2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722).

Der Rat der Stadt hat sich gleichzeitig mit dem Ent-
wurf des Bebauungsplans Nr. 715 - Kirchhellener
Straße / Hirschstraße - vom 02.11.2016 einverstan-
den erklärt und die öffentliche Auslegung nebst Be-
gründung beschlossen.

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 715 - Kirchhel-
lener Straße / Hirschstraße - liegt deshalb nebst Be-
gründung in der Zeit vom 24.01.2017 bis 24.02.2017
einschließlich im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Woh-
nungswesen, Denkmalschutz -, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer
Nr. A 009, während der nachstehend genannten Öff-
nungszeiten öffentlich aus.

Öffnungszeiten:
Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr

Am Donnerstag, den 23.02.2017 (Altweiberfastnacht),
findet die öffentliche Auslegung nur in der Zeit von
08:00 - 11:00 Uhr statt.
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Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist
abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben,
sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und
nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Be-
deutung ist.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 2 a i. V. mit § 13
Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722).

Da der Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren
aufgestellt wird, wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von
der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem
Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der Angabe
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen.

Hinweis

Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung
ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen
der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Bauge-
setzbuchs) oder im Rahmen der Beteiligung der be-
troffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13 a
Abs. 2 Nr. 1 des Baugesetzbuchs) nicht oder verspä-
tet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen
können.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Die vom Rat der Stadt am 19.12.2016 gefassten Be-
schlüsse zur Verkleinerung des Plangebietes und zur
öffentlichen Auslegung sowie die öffentliche Aus-
legung des Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 715 
- Kirchhellener Straße / Hirschstraße - nebst Begrün-
dung werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekannt-
machungsverordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung der Beschlüsse
zur Verkleinerung des Plangebietes und zur öffentlichen
Auslegung des Bebauungsplans Nr. 715 - Kirchhellener
Straße / Hirschstraße - stimmen mit den Ratsbeschlüs-
sen vom 19.12.2016 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung -
BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 / SGV
NRW 2023), zuletzt geändert durch Verordnung vom
05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 03.01.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
715 - Kirchhellener Straße / Hirschstraße -

Gemäß dem vom Rat der Stadt im Jahre 2008 beschlos-
senen Einzelhandelskonzept sollen die vorhandenen
zentralen Versorgungsbereiche gesichert und gestärkt
sowie der Einzelhandel mit nahversorgungs- und zen-
trenrelevanten Sortimenten in die zentralen Versor-
gungsbereiche gelenkt werden. Ebenso würden weitere
Einzelhandelsansiedlungen im Plangebiet dem Landes-
entwicklungsplan des Landes NRW, sachlicher Teilplan
„Großflächiger Einzelhandel“, widersprechen. Hiernach
haben die Gemeinden dem Entstehen neuer sowie der
Verfestigung und Erweiterung bestehender Einzelhan-
delsagglomerationen mit zentrenrelevanten Sortimenten
außerhalb zentraler Versorgungsbereiche entgegenzu-
wirken. Ferner haben sie sicherzustellen, dass eine
wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbe-
reiche von Gemeinden durch Einzelhandelsagglomerati-
onen vermieden wird.

Um die Ziele des Einzelhandelskonzepts und des Lan-
desentwicklungsplans umzusetzen, soll der Bebauungs-
plan Nr. 715 nach den Bestimmungen des § 9 Abs. 2 a i.
V. mit § 13 BauGB (vereinfachtes Verfahren) aufgestellt
werden. Dabei können für im Zusammenhang bebaute
Ortsteile zur Erhaltung oder Entwicklung zentraler Ver-
sorgungsbereiche in dem Bebauungsplan Nr. 715
Regelungen zur Zulässigkeit von Einzelhandel festge-
setzt werden. Der Bebauungsplanentwurf sieht textlich
den vollständigen Ausschluss von Einzelhandel mit nah-
versorgungs- oder zentrenrelevanten Sortimenten im
Plangebiet vor. Ausgenommen von dieser Festsetzung
sind lediglich die bis zum 02.11.2016 baurechtlich geneh-
migten Einzelhandelsbetriebe. In diesen Fällen ist eine
Erneuerung der Betriebe mit der bis dahin maximal ge-
nehmigten Verkaufsfläche zulässig.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Verkleinerung
des Plangebietes und die öffentliche Aus-
legung des Entwurfs des Bebauungsplans
Nr. 716 - Kirchhellener Straße / Bundes-
autobahn A 2 -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.12.2016
beschlossen, das Plangebiet des Bebauungsplans
Nr. 716 zu verkleinern.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade,
Flur 13, und wird nunmehr wie folgt umgrenzt:

Westliche Seite der Kirchhellener Straße; südwestli-
che Grenzen der Flurstücke Nr. 292 und 757 bis zur
westlichsten Ecke des Gebäudes Kirchhellener Stra-
ße 149; 26 m entlang der nordwestlichen Seite des
Gebäudes Kirchhellener Straße 149 und deren Ver-
längerung; abknickend zu einem Punkt auf der nord-
östlichen Grenze des Flurstücks Nr. 761, der 30 m
südlich des nordöstlichsten Grenzpunktes des Flur-
stücks Nr. 761 liegt; nordöstliche Grenze des Flur-
stücks Nr. 761.
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Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 i. V. mit § 9 Abs.
2 a und § 13 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S.
2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722).

Der Rat der Stadt hat sich gleichzeitig mit dem Ent-
wurf des Bebauungsplans Nr. 716 - Kirchhellener
Straße / Bundesautobahn A 2 - vom 02.11.2016 ein-
verstanden erklärt und die öffentliche Auslegung
nebst Begründung beschlossen.

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 716 - Kirchhel-
lener Straße / Bundesautobahn A 2 - liegt deshalb
nebst Begründung in der Zeit vom 24.01.2017 bis
24.02.2017 einschließlich im Bereich 5-4 - Bauleit-
pläne, Wohnungswesen, Denkmalschutz -, Tech-
nisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erd-
geschoss, Zimmer Nr. A 009, während der nachste-
hend genannten Öffnungszeiten öffentlich aus.

Öffnungszeiten:
Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr

Am Donnerstag, den 23.02.2017 (Altweiberfastnacht),
findet die öffentliche Auslegung nur in der Zeit von
08:00 - 11:00 Uhr statt.

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist
abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben,
sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und
nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Be-
deutung ist.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 2 a i. V. mit § 13
Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des

Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722).

Da der Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren
aufgestellt wird, wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von
der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem
Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der Angabe
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen.

Hinweis

Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung
ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen
der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Baugesetz-
buchs) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffe-
nen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13 a Abs. 2
Nr. 1 des Baugesetzbuchs) nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Die vom Rat der Stadt am 19.12.2016 gefassten Be-
schlüsse zur Verkleinerung des Plangebietes und zur
öffentlichen Auslegung sowie die öffentliche Aus-
legung des Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 716 
- Kirchhellener Straße / Bundesautobahn A 2 - nebst
Begründung werden hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekannt-
machungsverordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung der Beschlüsse
zur Verkleinerung des Plangebietes und zur öffentlichen
Auslegung des Bebauungsplans Nr. 716 - Kirchhellener
Straße / Bundesautobahn A 2 - stimmen mit den Rats-
beschlüssen vom 19.12.2016 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverord-
nung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516
/ SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 03.01.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
716 - Kirchhellener Straße / Bundesautobahn A 2 -

Gemäß dem vom Rat der Stadt im Jahre 2008 beschlos-
senen Einzelhandelskonzept sollen die vorhandenen
zentralen Versorgungsbereiche gesichert und gestärkt
sowie der Einzelhandel mit nahversorgungs- und zen-
trenrelevanten Sortimenten in die zentralen Versor-
gungsbereiche gelenkt werden. Ebenso würden weitere
Einzelhandelsansiedlungen im Plangebiet dem Landes-
entwicklungsplan des Landes NRW, sachlicher Teilplan
„Großflächiger Einzelhandel“, widersprechen. Hiernach
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haben die Gemeinden dem Entstehen neuer sowie der
Verfestigung und Erweiterung bestehender Einzelhan-
delsagglomerationen mit zentrenrelevanten Sortimenten
außerhalb zentraler Versorgungsbereiche entgegenzu-
wirken. Ferner haben sie sicherzustellen, dass eine
wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungs-
bereiche von Gemeinden durch Einzelhandelsagglome-
rationen vermieden wird.

Um die Ziele des Einzelhandelskonzepts und des Land-
esentwicklungsplans umzusetzen, soll der Bebauungs-
plan Nr. 716 nach den Bestimmungen des § 9 Abs. 2 a i.
V. mit § 13 BauGB (vereinfachtes Verfahren) aufgestellt
werden. Dabei können für im Zusammenhang bebaute
Ortsteile zur Erhaltung oder Entwicklung zentraler
Versorgungsbereiche in dem Bebauungsplan Nr. 716
Regelungen zur Zulässigkeit von Einzelhandel festge-
setzt werden. Der Bebauungsplanentwurf sieht textlich
den vollständigen Ausschluss von Einzelhandel mit nah-
versorgungs- oder zentrenrelevanten Sortimenten im
Plangebiet vor. Ausgenommen von dieser Festsetzung
sind lediglich die bis zum 02.11.2016 baurechtlich geneh-
migten Einzelhandelsbetriebe. In diesen Fällen ist eine
Erneuerung der Betriebe mit der bis dahin maximal ge-
nehmigten Verkaufsfläche zulässig.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Beteiligung der
Öffentlichkeit an der Bauleitplanung ge-
mäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr.
732 - Wernerstraße / Duisburger Straße -
(beschleunigtes Verfahren nach § 13 a
BauGB)

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 09.05.2016
die Beteiligung der Öffentlichkeit an o. g. Bauleitpla-
nung beschlossen (14-tägige Darlegung der Planung
mit Bürgerversammlung).

Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 732 - Wer-
nerstraße / Duisburger Straße - liegt deshalb in der
Zeit vom 30.01.2017 bis 13.02.2017 einschließlich im
Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denk-
malschutz -, Technisches Rathaus Sterkrade, Bahn-
hofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, und in
der Bezirksverwaltungsstelle Alt-Oberhausen, Rat-
haus Oberhausen, Schwartzstraße 72, Erdgeschoss,
Zimmer 1, während der nachstehend genannten Öff-
nungszeiten öffentlich aus:

Öffnungszeiten Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Woh-
nungswesen, Denkmalschutz -:
Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr

Öffnungszeiten Bezirksverwaltungsstelle Alt-Oberhausen:
Montag - Mittwoch: 08:00 - 16:00 Uhr
Donnerstag: 08:00 - 18:00 Uhr
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr

Innerhalb dieser Zeit besteht Gelegenheit, sich die all-
gemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren
voraussichtliche Auswirkungen erläutern zu lassen.

Im Rahmen der Tätigkeit der Bezirksvertretung Alt-
Oberhausen findet am Dienstag, 07.02.2017, 18:00
Uhr, im Martha-Grillo-Seniorenzentrum, Gustavstraße
98 - 100, 46049 Oberhausen, ein öffentlicher An-
hörungstermin statt.

Es wird den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit
zur Äußerung und Erörterung gegeben.

Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722), in Ver-
bindung mit Ziffer 3.3 der vom Rat der Stadt beschlos-
senen „Verfahrensgrundsätze für die vorgezogene
Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung“ der
Stadt Oberhausen.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Oberhausen,
Flur 38, und umfasst die Flurstücke Nr. 118, 119 und 359.
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Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem Ge-
setzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke be-
treten und Vermessungen, Boden- und Grundwasser-
untersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der vom Rat der Stadt am 09.05.2016 gefasste Be-
schluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bau-
leitplanung sowie die Durchführung der frühzeitigen
Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB zum
Bebauungsplan Nr. 732 - Wernerstraße / Duisburger
Straße - werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Beschlus-
ses zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitpla-
nung sowie die Durchführung der frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB zum Bebau-
ungsplan Nr. 732 - Wernerstraße / Duisburger Straße -
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 09.05.2016 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverord-
nung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516
/ SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 03.01.2017

Schranz
Oberbürgermeister
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Ergänzende Informationen zur Aufstellung des Be-
bauungsplans Nr. 732:

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 732 wird in-
nerhalb eines Allgemeinen Wohngebietes (WA) das Ziel
der Entwicklung eines Pflegeheims verfolgt. Ein beste-
hendes Pflegeheim des Trägers (Deutsches Rotes
Kreuz) an der Saarstraße soll aufgegeben werden, da
dieses den aktuellen Standards nicht mehr entspricht. In
dem geplanten Pflegeheim werden neben den Pflege-
plätzen für die Bewohnerinnen und Bewohner des Stand-
orts an der Saarstraße noch Plätze für junge Pflege-
bedürftige angeboten sowie Apartments für selbstständi-
ges Wohnen mit der Möglichkeit, die Angebote des
Pflegeheims zu nutzen.

Die südlich bestehende Wohnbebauung (Wernerstraße
1-3 u. Gustavstraße 107) wird planungsrechtlich bestätigt.

Zur Schaffung der entsprechenden planungsrechtlichen
Voraussetzungen ist die Aufstellung eines neuen Bebau-
ungsplans erforderlich. Da es sich um eine Innenentwick-
lung im Sinne des § 13 a BauGB handelt, wird dafür ein
beschleunigtes Bebauungsplanverfahren durchgeführt.
Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird deshalb von der Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, und im weiteren
Verfahren von dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB so-
wie von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, wel-
che Arten umweltbezogener Informationen verfügbar
sind, abgesehen.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung der Stadt Oberhausen
über den Aufstellungsbeschluss zum Be-
bauungsplan Nr. 733 - Am Förderturm /
Alleestraße - und die Aufhebung des Auf-
stellungsbeschlusses für den Bebauungs-
plan Nr. 610 - Am Förderturm / Alleestraße -

I. Der Rat der Stadt hat am 19.12.2016 die Aufstellung
eines Bebauungsplans für das im Plan des Bereichs
5-4 - Bauleitpläne/Wohnungswesen/Denkmalschutz -
vom 10.11.2016 umrandete Gebiet beschlossen (Be-
bauungsplan Nr. 733).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Oberhausen,
Flur 39, und wird wie folgt umgrenzt:

Nördliche Seite der Alleestraße, westliche Grenzen
der Flurstücke Nr. 93, 90 und 94, nördliche Grenze
des Flurstückes Nr. 94, westliche und nördliche Gren-
ze des Flurstückes Nr. 93, westliche und nördliche
Grenze des Flurstückes Nr. 178, dieser Grenze fol-
gend bis zu einer 28 m östlich der östlichen Seite der
Turnhalle parallel verlaufenden Linie, Parallele 28 m
östlich der östlichen Seite der Turnhalle bis zur Straße
Am Förderturm, südliche Seite der Straße Am Förder-
turm, östliche Grenzen der Flurstücke Nr. 185 und Nr.
199, nördliche Grenzen der Flurstücke Nr. 206, 208,
212 und 213, südöstliche Grenze des Flurstücks Nr.
212, südöstliche und südliche Grenze des Flurstücks
Nr. 33, südöstliche und südliche Grenze des
Flurstücks Nr. 91.
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Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuchs
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722).

Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage des
Plangebiets einen Plan mit den Umringsgrenzen im Be-
reich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009,
während der Öffnungszeiten: Montag - Donnerstag 08:00 -
16:00 Uhr und Freitag 08:00 - 12:00 Uhr einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 733 werden folgende Haupt-
planungsziele verfolgt:

- Festsetzung eines Gewerbegebiets;

- Regelungen zur Verträglichkeit der geplanten Nutzung
mit den vorhandenen Nutzungen;

- Prüfung der Notwendigkeit von gestalterischen Fest-
setzungen z. B. für Werbeanlagen.

Gleichzeitig hat der Rat der Stadt die Aufhebung des Auf-
stellungsbeschlusses für den Bebauungsplan Nr. 610 
- Am Förderturm / Alleestraße - (Aufstellung im beschleu-
nigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB) beschlossen.

Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer zu
dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behörden zur
Vorbereitung der von ihnen nach diesem Gesetzbuch zu
treffenden Maßnahmen Grundstücke betreten und Ver-
messungen, Boden- und Grundwasseruntersuchungen
oder ähnliche Arbeiten ausführen. 

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der durch den Rat der Stadt am 19.12.2016 gefasste
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 733 - Am
Förderturm / Alleestraße - und die Aufhebung des Auf-
stellungsbeschlusses des Rates für den Bebauungsplan
Nr. 610 - Am Förderturm / Alleestraße - vom 11.02.2008
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen im Sinne des § 2 
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 733 - Am För-
derturm / Alleestraße - und die Aufhebung des Aufstel-
lungsbeschlusses des Rates für den Bebauungsplan Nr.
610 - Am Förderturm / Alleestraße - vom 11.02.2008 stim-
men mit dem Ratsbeschluss vom 19.12.2016 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 / SGV
NRW 2023), zuletzt geändert durch Verordnung vom
05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 22.12.2016

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Aufstellung des Be-
bauungsplans Nr. 733 und zur Aufhebung des Be-
bauungsplanes Nr. 610:

Der Bebauungsplan Nr. 733 soll entsprechend des Be-
stands Gewerbegebiete festsetzen und die Erweiterung
des bestehenden Gewerbebetriebs planungsrechtlich
absichern. Darüber hinaus wird der Bebauungsplan Aus-
sagen zur verträglichen Erweiterung unter Berücksichti-
gung der benachbarten Nutzungen wie beispielsweise
der Wohnbebauung enthalten.

Für einen Großteil des Plangebiets des Bebauungsplans
Nr. 733 wurde am 11.02.2008 der Aufstellungsbeschluss
für den Bebauungsplan Nr. 610 gefasst und am
01.04.2008 öffentlich bekanntgemacht. Der Bebauungs-
plan Nr. 610 sollte nach § 13 a BauGB aufgestellt wer-
den. Da der alte Aufstellungsbeschluss schon mehrere
Jahre zurückliegt, soll der PIanungswille nunmehr durch
den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 733
zur Rechtssicherheit erneut dokumentiert werden. Das
Verfahren soll nicht mehr nach § 13 a BauGB (beschleu-
nigtes Verfahren ohne Bürgerbeteiligung), sondern im
sogenannten Normalverfahren (mit Bürgerbeteiligung)
durchgeführt werden. Das Plangebiet wird darüber hin-
aus um weitere Flächen erweitert.

Das Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 610 wird eingestellt.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über die
Verkleinerung des Geltungsbereichs und
die Verlängerung der Veränderungssperre
Nr. 156 für den Bereich des Bebauungs-
plans Nr. 716 - Kirchhellener Straße /
Bundesautobahn A 2 - vom 03.01.2017

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.12.2016
folgende Satzung beschlossen:

Satzung
über die Verkleinerung des Geltungsbereichs und
die Verlängerung der Veränderungssperre Nr. 156
vom 03.01.2017

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 17 Abs. 1 Satz 3,
17 Abs. 4 und 16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722), in Verbin-
dung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015
(GV.NRW.2015, S. 496), in seiner Sitzung am
19.12.2016 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre Nr. 156
wird verkleinert und damit teilweise außer Kraft ge-
setzt. Abweichend von § 1 der Satzung vom
21.12.2015 wird der noch rechtswirksame Geltungs-
bereich wie folgt neu beschrieben:

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungs-
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sperre Nr. 156 liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur
13, und wird wie folgt umgrenzt:

Westliche Seite der Kirchhellener Straße; südwestli-
che Grenzen der Flurstücke Nr. 292 und 757 bis zur
westlichsten Ecke des Gebäudes Kirchhellener Stra-
ße 149; 26 m entlang der nordwestlichen Seite des
Gebäudes Kirchhellener Straße 149 und deren Ver-
längerung; abknickend zu einem Punkt auf der nord-
östlichen Grenze des Flurstücks Nr. 761, der 30 m
südlich des nordöstlichsten Grenzpunkts des Flur-
stücks Nr. 761 liegt; nordöstliche Grenze des Flur-
stücks Nr. 761.

Der noch rechtswirksame Geltungsbereich der Ver-
änderungssperre ist im Plan des Bereichs 5-1 - Stadt-
planung - vom 22.08.2016 umrandet dargestellt und
als Anlage dieser Satzung beigefügt.

§ 2

Die Geltungsdauer der Veränderungssperre Nr. 156
vom 21.12.2015 wird für den noch gültigen Bereich
(siehe § 1) um ein Jahr verlängert.

Die Veränderungssperre tritt somit unter Abweichung
des § 4 der Satzung vom 21.12.2015 spätestens am
02.02.2018 außer Kraft.

Die Satzung über die Verkleinerung des Geltungs-
bereichs und die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 156 liegt vom Tage der Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung an im Technischen Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer
Nr. A 004, während der nachstehend genannten Öff-
nungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr 

Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Die vom Rat der Stadt am 19.12.2016 beschlossene
Satzung über die Verkleinerung des Geltungsbe-
reichs und die Verlängerung der Veränderungssperre
Nr. 156, ausgefertigt durch den Oberbürgermeister
am 03.01.2017, wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Satzung über die Verkleinerung des Gel-
tungsbereichs und die Verlängerung der Verän-
derungssperre Nr. 156 tritt gemäß § 16 Abs. 2 i. V. mit
§ 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

2. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV.
NRW.2015, S. 496), können Verletzungen von
Verfahrens- oder Formvorschriften gegen diese
Satzung / sonstige ortsrechtliche Bestimmung
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.
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3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie
folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als 4
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach §
15 Abs. 1 hinaus, so ist den Betroffenen für da-
durch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf
hingewiesen, dass der Entschädigungsberech-
tigte Entschädigung verlangen kann, wenn die in
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Dokuments
der Satzung über die Verkleinerung des Geltungs-
bereichs und die Verlängerung der Veränderungssperre
Nr. 156 stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 19.12.2016
überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 der
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung 
- BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 /
SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 03.01.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über die
Verlängerung der Veränderungssperre Nr.
157 für einen Teilbereich des Bebauungs-
plans Nr. 672 B - Bottroper Straße / Ves-
tische Straße - vom 03.01.2017

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.12.2016
folgende Satzung beschlossen:

Satzung
über die Verlängerung der Veränderungssperre
Nr. 157 vom 03.01.2017

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 17 Abs. 1 Satz
3 und 16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722), in Ver-
bindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom

25.06.2015 (GV.NRW.2015, S. 496), in seiner Sitzung
am 19.12.2016 folgende Satzung beschlossen:

Einziger Paragraph

Die Geltungsdauer der Veränderungssperre Nr. 157
vom 21.12.2015 wird um ein Jahr verlängert.

Die Veränderungssperre tritt somit unter Abweichung
des § 4 der Satzung vom 21.12.2015 spätestens am
09.02.2018 außer Kraft.

Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 157 liegt vom Tage der Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung an im Technischen Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer
Nr. A 004, während der nachstehend genannten Öff-
nungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr 

Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Die vom Rat der Stadt am 19.12.2016 beschlossene
Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 157, ausgefertigt durch den Oberbürger-
meister am 03.01.2017, wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die Satzung über die Verlängerung
der Veränderungssperre Nr. 157 tritt gemäß § 16 Abs.
2 i. V. mit § 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:
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Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

2. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.
1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW.2015,
S. 496), können Verletzungen von Verfahrens-
oder Formvorschriften gegen diese Satzung /
sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als 4
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach §
15 Abs. 1 hinaus, so ist den Betroffenen für
dadurch entstandene Vermögensnachteile eine
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf
hingewiesen, dass der Entschädigungsberech-
tigte Entschädigung verlangen kann, wenn die in
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Dokuments
der Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 157 stimmt mit dem Ratsbeschluss vom
19.12.2016 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 der
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung -
BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 / SGV.
NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verordnung vom
05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 03.01.2017

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung der Stadt Oberhausen
über den Aufstellungsbeschluss zum Be-
bauungsplan Nr. 735 - Erschließung Wald-
teich / Weierheide -

I. Der Rat der Stadt hat am 19.12.2016 die Aufstellung
eines Bebauungsplans für das im Plan des Bereichs
5-4 - Bauleitpläne/Wohnungswesen/Denkmalschutz -
vom 18.11.2016 umrandete Gebiet beschlossen (Be-
bauungsplan Nr. 735).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade,
Flur 1 und 2, Gemarkung Holten, Flur 6 sowie Ge-
markung Sterkrade-Nord, Flur 25 und 26, und betrifft
folgende Flurstücke:

Gemarkung Sterkrade, Flur 1: Flurstücke Nr. 771 tlw.,
590, 632 tlw., 719 tlw., 720, 721 tlw., 705 tlw., 704 tlw.,
703 tlw., 702 tlw., 701 tlw., 768, 706, tlw. 81, tlw. 557,
tlw. 697 und tlw. 698 

Gemarkung Holten, Flur 6: Flurstücke Nr. 769 tlw.,
727, 726, 730, 729 tlw., 488, 487, 486, 485, 397

Gemarkung Sterkrade-Nord, Flur 26: Flurstücke Nr.
122 tlw., 90 tlw., 91, 89, 113 tlw.

Gemarkung Sterkrade-Nord, Flur 25: Flurstücke Nr.
185, 314 tlw., 313 tlw., 291 tlw.

Gemarkung Sterkrade, Flur 2: Flurstücke Nr. 517 tlw.,
470 tlw., 565 tlw., 468 tlw., 465 tlw., 514 tlw. 

Die genaue Abgrenzung ergibt sich aus dem Plan des
Bereiches 5-4 vom 18.11.2016. Dabei wurde teilweise
die bis zum jetzigen Zeitpunkt grafisch ermittelten Ko-
ordinaten der geplanten Straßenachse (10,0 m zu bei-
den Seiten) zu Grunde gelegt.
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Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuchs
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I, S. 1722).

Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage
des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgrenzen im
Bereich 5-4 - Bauleitpläne/Wohnungswesen/Denkmal-
schutz - Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße
66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, während der Öff-
nungszeiten: 

Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr und 
Freitag: 08:00 - 12:30 Uhr 

einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 735 werden folgende Haupt-
planungsziele verfolgt:

- Festsetzung von Verkehrsflächen;

- Regelungen der Kompensationsmaßnahmen.

Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer zu
dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behörden zur
Vorbereitung der von ihnen nach diesem Gesetzbuch zu
treffenden Maßnahmen Grundstücke betreten und
Vermessungen, Boden- und Grundwasseruntersuchun-
gen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

I. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der durch den Rat der Stadt am 19.12.2016 gefasste
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 735 
- Erschließung Waldteich / Weierheide - wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

II. Bestätigungen im Sinne des § 2 
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 735 - Er-
schließung Waldteich / Weierheide - stimmt mit dem
Ratsbeschluss vom 19.12.2016 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 / SGV
NRW 2023), zuletzt geändert durch Verordnung vom
05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 22.12.2016

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Aufstellung des Be-
bauungsplans Nr. 735:

Mit dem Neubau der Verkehrsführung von der An-
schlussstelle Oberhausen-Holten bis zur Weißenstein-

straße und den sich nördlich daran anschließenden Ge-
werbe- und Industriegebieten sollen die Erlen-, Weißen-
stein- und von-Trotha-Straße von zunehmendem Verkehr
entlastet werden. Zugleich ist durch die neue Verkehrs-
führung beabsichtigt, die an den benannten Straßen vor-
handene Wohnbebauung durch weiteren Schwerlast-
verkehr nicht zusätzlich zu belasten sowie darüber hin-
aus auch vorhandenen Verkehr zu verlagern. Mit dem
nördlichen Teil der neuen Verkehrstrasse, jenseits der
Weißensteinstraße, soll ausschließlich das östlich der
BAB 3 gelegene Gebiet Weierheide/Waldteichstraße er-
schlossen werden, um eine verkehrliche sowie Immis-
sionsbelastung für die Wohnbebauung zwischen
Weißenstein- und Waldteichstraße zu verhindern.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Bekanntmachung der Stadt Oberhausen

Gemäß § 10 der Satzung über das Friedhofs- und Be-
stattungswesen der Stadt Oberhausen vom 22.12.2012
laufen die Ruhezeiten folgender Reihengräber ab:

Landwehr - Friedhof AT

Feld R25  Nr. 1 - 144

Mit dem Ablauf dieser Zeit ist es notwendig, die Anlagen
zu beseitigen, die sich auf der Erdoberfläche befinden. 

Es ist jedoch möglich, Anträge auf Übernahme von Grab-
steinen zu stellen.

Die Anträge können in der Zeit vom 16.01.2017 -
16.03.2017 an den Oberbürgermeister der Stadt Ober-
hausen, Fachbereich 2-4-70/ Standesamt (Bestattungs-
angelegenheiten) gerichtet werden.

Später eingehende Anträge finden keine Berücksichti-
gung mehr. 

Oberhausen, 13.12.2016

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Motschull

Bestimmungsverfahren zur Schulart der
neu zu errichtenden Grundschule an der
Oranienstraße 

Im Rahmen des Bildungsplans 2016 - 2020 hat der Rat der
Stadt Oberhausen die Neuerrichtung einer Grundschule
am Standort Oranienstraße 57 durch Zusammenlegung
der beiden derzeit an diesem Standort befindlichen
Schulen, der Gemeinschaftsgrundschule Schmachtendorf
und der städtischen katholischen Grundschule Dunkel-
schlagschule, beschlossen. Am 19.12.2016 hat der Rat
den Errichtungsbeschluss für die Schule gefasst. 

Zur Bestimmung der zukünftigen Schulart ist ein Bestim-
mungsverfahren durchzuführen. Das ist ein Verfahren,
mit dem die Eltern der SchülerInnen bestimmen können,
ob die neu zu errichtende Schule in der Oranienstraße
eine katholische Grundschule oder eine Gemeinschafts-
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schule wird. 
Hierfür wurde durch den Schulträger der Stadt Oberhau-
sen ein Abstimmungsverzeichnis erstellt. Darin enthalten
ist der abstimmungsberechtigte Personenkreis, der sich
wie folgt zusammensetzt:

- Kinder der aktuellen 1., 2. und 3. Jahrgangsstufe beider
Grundschulen, 

- Kinder, die zum kommenden Schuljahr 2017/2018 an
einer der beiden Grundschulen angemeldet wurden,

- Kinder, die für das Schuljahr 2018/2019 schulpflichtig wer-
den und im Umfeld der beiden Grundschulen wohnen.

Es dürfen ausschließlich die Eltern oder die Erziehungs-
berechtigten, die von Amts wegen oder auf Antrag in das
Abstimmungsverzeichnis eingetragen worden sind, an
der Wahl teilnehmen. Für jedes dieser Kinder kann laut
Bestimmungsverfahrensverordnung § 8 Abs. 4 nur eine
Stimme abgegeben werden. 

Das Abstimmungsverzeichnis liegt von Dienstag, 17. Ja-
nuar 2017, bis Freitag, 20. Januar 2017, im Bereich
Kinder, Jugend, Bildung im Gebäude an der Essener Str.
55 im Erdgeschoss in 46047 Oberhausen zur
Einsichtnahme aus.

Die Abstimmung über die zukünftige Schulart wird in
einer geheimen Wahl von Mittwoch, 25. Januar 2017, bis
einschließlich Freitag, 27. Januar 2017, im Pavillon auf
dem Schulhof der Grundschule Schmachtendorf im
Raum Nr. 14 zu folgenden Uhrzeiten vorgenommen: 

Mittwoch, 25.01.17: 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Donnerstag, 26.01.17: 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr
Freitag, 27.01.17: 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr

Hierzu ist das im Dezember 2016 versandte Informations-
schreiben sowie entweder der Bundespersonalausweis
oder der Pass als Identifikationsnachweis vorzulegen.

Im Auftrag

Klaus Gohlke o.V.i.A.

Fischerprüfung

Am 8. und 9. Mai 2017 führt die Stadt Oberhausen als
Untere Fischereibehörde Fischerprüfungen durch.

Die Anträge auf Zulassung zur Prüfung können bei der
Unteren Fischereibehörde, Bereich Bürgerservice,
Öffentliche Ordnung, Technisches Rathaus, Bahnhof-
straße 66, Zimmer B 406, abgeholt werden. Sie sind spä-
testens bis zum 31. März 2017 wieder einzureichen.

Die Prüfungsgebühr beträgt 50,00 EUR.

Die Fischerprüfung besteht aus einem theoretischen und
einem praktischen Teil. Der theoretische Teil erstreckt
sich auf die Bereiche:

Allgemeine und spezielle Fischkunde, Gewässerkunde
und Fischhege, Natur- und Tierschutz, Geräte- und Ge-
setzeskunde. 

Im praktischen Teil sind Angelgeräte für den Fischfang
waidgerecht zusammenzubauen sowie Fischarten zu
erkennen.

Lehrgänge und Vorbereitungen für die Fischerprüfung
werden u. a. auch von ortsansässigen Vereinigungen der
Freizeitfischerei durchgeführt.

Der Oberbürgermeister
Untere Fischereibehörde

Im Auftrag

H. Ohletz

Jahresabschluss zum 31.12.2015 der
GMVA Niederrhein GmbH

Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-
Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049
Oberhausen, hat im Dezember 2016 im Umlaufverfahren
den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 mit einer
Bilanzsumme von 159.866.704,49 € und einem Jahres-
fehlbetrag von 1.175.072,70 € festgestellt und wie folgt
beschlossen:

„Der Jahresfehlbetrag der GMVA Niederrhein GmbH
für das Geschäftsjahr 2015 von 1.175.072,70 € wird
auf neue Rechnung vorgetragen.“

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom 16.01. bis
03.02.2017 in der Zeit von 08:30 Uhr bis 15:00 Uhr im
Verwaltungsgebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße 121, Raum 104, zur
Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 2. Dezember 2016 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der
GMVA Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage Nieder-
rhein Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Oberhau-
sen, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2015 bis zum
31. Dezember 2015 geprüft. Die Buchführung und die
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den
ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesell-
schaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung“ vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche
und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwar-
tungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
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gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der
angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergän-
zenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Duisburg, 02. Dezember 2016

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Gerd Görtz Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, den 21.12.2016

GMVA GmbH & Co. KG 
Geschäftsführung

Ingo Schellenberger
Dr. Angela Sabac-el-Cher
Michaela Schröder

Jahresabschluss zum 31.12.2015 der
GMVA GmbH & Co. KG

Die Gesellschafterversammlung der GMVA GmbH & Co.
KG, 46049 Oberhausen, hat im Dezember 2016 den
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 mit einem
Jahresüberschuss von 83.633,87 EUR festgestellt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom 16.01. bis
03.02.2017 in der Zeit von 08:30 Uhr bis 15:00 Uhr im
Verwaltungsgebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße 121, Raum 104, zur
Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 2. Dezember 2016 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der
GMVA GmbH & Co. KG, Oberhausen, für das Geschäfts-
jahr vom 01. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2015
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen des Gesellschaftsvertrages liegen in der

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesell-
schaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung“ vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche
und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwar-
tungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergän-
zenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.

Duisburg, 02. Dezember 2016

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Gerd Görtz Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, den 21.12.2016

GMVA GmbH & Co. KG 
Geschäftsführung

Ingo Schellenberger
Dr. Angela Sabac-el-Cher
Michaela Schröder
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Jahresabschluss zum 31.12.2015 der
GMVA Verwaltungs-GmbH

Die Gesellschafterversammlung der GMVA Verwaltungs-
GmbH, 46049 Oberhausen, hat im Dezember 2016 den
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 mit einem
ausgeglichenen Ergebnis festgestellt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom 16.01. bis
03.02.2017 in der Zeit von 08:30 Uhr bis 15:00 Uhr im
Verwaltungsgebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße 121, Raum 104, zur
Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 02. Dezember 2016 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der
GMVA Verwaltungs-GmbH, 46049 Oberhausen, für das
Geschäftsjahr vom 01. Januar 2015 bis 31. Dezember
2015 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung
der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Auf-
gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführ-
ten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss
unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung" vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche
und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwar-
tungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Die Prüfung
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der
gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei-
lung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergän-
zenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Duisburg, 02. Dezember 2016

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Gerd Görtz Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, den 21.12.2016

GMVA Verwaltungs-GmbH
Geschäftsführung

Ingo Schellenberger
Dr. Angela Sabac-el-Cher
Michaela Schröder
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Im Auftrag der Stadt Oberhausen, Fach-
bereich 5-6-40, 46047 Oberhausen, schreibt
die WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Ober-
hausen, Buschhausener Straße 149, Tele-
fon 0208 8578-321, Telefax 0208 8578-322,
hiermit nach VOB/A öffentlich aus:

Maßnahme:
Begrünungen im Stadtgebiet Oberhausen 2017 

Leistung:

1. Bauabschnitt: Begrünung Am Alsbach 
ca.4 Stk Pflanzgruben herstellen
ca.4 Stk Hochstämme liefern und pflanzen
ca.4 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Hochstämme 
ca.4 Stk Unterpflanzungen für Baumscheiben herstellen
ca.4 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Unterpflanzungen

2. Bauabschnitt: Begrünung Holtstegstraße 
ca.9 Stk Pflanzgruben herstellen
ca.9 Stk Hochstämme liefern und pflanzen
ca.9 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Hochstämme 
ca.9 Stk Unterpflanzungen für Baumscheiben herstellen
ca.9 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Unterpflanzungen

3. Bauabschnitt: Begrünung Rostocker- und Rügen-
straße 

ca.9 Stk Pflanzgruben herstellen
ca.16 Stk Hochstämme liefern und pflanzen
ca.9 Stk Unterpflanzungen für Baumscheiben herstellen
ca.16 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Hochstämme 
ca.9 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Baumscheiben
ca.350 m² Landschaftsrasen herstellen
ca.350 m² Fertigstellung- und Entwicklungspflege des

Landschaftsrasens
ca.16 Stk Heckenpflanzungen herstellen
ca.16 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Heckenpflanzungen

4. Bauabschnitt: Begrünung Zum Buchenbach 
ca.3 Stk Pflanzgruben herstellen
ca.5 Stk Hochstämme liefern und pflanzen
ca.3 Stk Unterpflanzungen für Baumscheiben herstellen
ca.5 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Hochstämme 
ca.3 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Baumscheiben
ca.80 m² Landschaftsrasen herstellen
ca.80 m² Fertigstellung- und Entwicklungspflege des

Landschaftsrasens
ca.80 Stk Heckenpflanzungen herstellen
ca.80 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Unterpflanzungen

5. Bauabschnitt: Ersatzpflanzung Hegerfeldstraße 
ca.5 Stk Pflanzgruben herstellen
ca.5 Stk Hochstämme liefern und pflanzen
ca.5 Stk Unterpflanzungen für Baumscheiben herstellen
ca.5 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Hochstämme 
ca.5 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Unterpflanzungen

6. Bauabschnitt: Ersatzpflanzung Buschkämpen 
ca.2 Stk Pflanzgruben herstellen
ca.2 Stk Hochstämme liefern und pflanzen
ca.2 Stk Unterpflanzungen für Baumscheiben herstellen
ca.2 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Hochstämme 
ca.2 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Unterpflanzungen

7. Bauabschnitt: Ersatzpflanzung Siepenstraße 
ca.3 Stk Pflanzgruben herstellen
ca.3 Stk Hochstämme liefern und pflanzen
ca.3 Stk Unterpflanzungen für Baumscheiben herstellen
ca.3 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Hochstämme 
ca.3 Stk Fertigstellung- und Entwicklungspflege der

Unterpflanzungen

Bauzeit:
Anfang 15. KW 2017 - Ende 20. KW 2017

Zuschlagsfrist:
03.03.2017

Die Angebotsunterlagen können ab 16.01.2017 bis
26.01.2017 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Begrünungen im Stadtgebiet Oberhausen 2017 

Stadtsparkasse Oberhausen
IBAN: DE67 3655 0000 0000 1732 60, 
Swift-BIC: WELADED10BH
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
55,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher Mehrwert-
steuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweislich
in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähnlicher
Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die geforder-
ten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender Nachweis ist
auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Barmscheidt
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-370

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe Ober-
hausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Oberhausen,
Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss rechts,
Zimmer 011.
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Eröffnungstermin am 02.02.2017, um 10:00 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14 / 1

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Bestim-
mungen der VOB können sich Bieter an die Bezirksre-
gierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408 Düssel-
dorf, wenden.
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- Entgelt bezahlt - 

DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 2. Februar 2017
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Winter 2017

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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